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Im Bereich Forschung 
gibt unser Staat der-
zeit kein gutes Bei-

spiel ab. Er gibt viel 
Geld für den Konsum 
aus: Die Sozialausga-
ben der Republik stei-
gen 2019 um mehr als 
sechs Prozent – obwohl 
wir fast Vollbeschäfti-
gung haben. Dafür in-
vestiert der Staat viel 
zu wenig in das, was 
den Wohlstand von 
morgen sichern soll.  
Unternehmen können 
sich das nicht leisten – 
jedenfalls dann nicht, 
wenn sie nicht allein ih-
ren aktuellen Aktien-
kurs im Blick haben, 
sondern sie darüber 
nachdenken, worin ihr 
Geschäftsmodell in fünf 
oder zehn Jahren be-
stehen soll. Diesen 
langfristigen Blick ha-
ben insbesondere Fa-
milienunternehmen. 
Die Digitalisierung wird 
manches Geschäftsmo-
dell gewaltig verän-
dern. In der Autobran-
che wird zudem das 
Wachstum der Elektro-
mobilität nicht nur die 
Hersteller, sondern 
auch viele Zulieferer zu 
Veränderungen zwin-
gen – ohne dass man 
heute sagen kann, wie 
die Neuerungen ausse-
hen werden. Die Zulie-
ferer sind ein Rückgrat 
der industriellen Pro-
duktion in Ost hessen. 
In der Zeit sich ankün-
digender Umbrüche ist 
es gut zu wissen, dass 
die Unternehmen im 
Landkreis Fulda über-
durchschnittlich viel in 
die Forschung und da-
mit in die Produkte von 
morgen investieren. 
Das ist gut für die Un-
ternehmen und für die 
gesamte Region.

Für morgen 

Volker Nies

Bei einer vertraglichen Rege-
lung handelt es sich um AGB, 
wenn Vertragsbedingungen 
für eine Vielzahl von Verträgen 
vorformuliert sind und von der 
einen Vertragspartei (dem so-
genannten Verwender) der an-
deren Vertragspartei bei Ver-
tragsschluss vorgegeben wer-

den. Bei Verträgen mit Ver-
brauchern – zu denen Arbeit-
nehmer zählen – gelten Beson-
derheiten, insbesondere ist be-
reits ein auch nur zur einmali-
gen Verwendung bestimmter 
Vertrag an den Maßstäben des 
AGB-Rechts zu messen, soweit 
der Arbeitnehmer auf die Ver-
tragsbedingungen keinen Ein-
fluss nehmen konnte. 

Soweit ihr Inhalt von gesetz-
lichen Regelungen abweicht, 
unterliegen arbeitsvertragliche 
Klauseln grundsätzlich – wie 
alle AGB – einer im Bürgerli-
chen Gesetzbuch genau vorge-
schriebenen inhaltlichen Kon-
trolle. Dabei wird überprüft, ob 
der Arbeitnehmer durch die je-
weilige arbeitsvertragliche 
Klausel durch ihren Inhalt 
oder die Art ihrer Gestaltung 
unangemessen benachteiligt 
wird. Das bedeutet konkret, 
dass überraschende, unklare 
oder unangemessen benach-
teiligende Klauseln unwirksam 
sind. Sofern dies im Hinblick 
auf einzelne Klauseln eines Ar-
beitsvertrags der Fall ist, bleibt 
der Vertrag im Übrigen wirk-
sam. An die Stelle der unwirk-

samen Klausel tritt stattdessen 
das Gesetzesrecht. Ausnahms-
weise kann eine unwirksame 
Klausel auf ihren zulässigen In-
halt reduziert werden, sofern 
der Teil, der die Regelung un-
wirksam macht, gestrichten 
werden und der übrige Teil 
sinnvoll stehen bleiben kann. 

Die Privatautonomie der 
Parteien gebietet jedoch, dass 
eine gerichtliche Überprüfung 
der sogenannten Hauptleis-
tungsabreden – quasi dem 
„Kern“ der Rechtsbeziehung 
(wie Art, Dauer und Ort der Tä-
tigkeit oder die Höhe des Ent-
gelts) – nicht stattfindet. 
Hauptleistungsabreden sind 
nur auf ihre Klarheit und Ver-
ständlichkeit überprüfbar. 

Wie erwähnt sind bei der 
Überprüfung von Regelungen 
in Arbeitsverträgen die im Ar-
beitsrecht geltenden Besonder-
heiten zu berücksichtigen. 
Zum Beispiel: Die Vereinba-

rung einer Vertragsstrafe ist in 
AGB grundsätzlich unwirk-
sam, in einem Arbeitsvertrag 
kann diese jedoch wirksam 
sein. Der Hintergrund ist fol-
gender: Vertragsstrafen regeln, 
dass der Arbeitnehmer einen 
bestimmten Geldbetrag zu 
zahlen hat, wenn er sich ver-
tragsbrüchig verhält, etwa 
nach Unterzeichnung eines 
Arbeitsvertrags die Arbeit nicht 
antritt, die vereinbarte Kündi-
gungsfrist oder eine Geheim-
haltungsverpflichtung nicht 
einhält.  

Im Arbeitsrecht besteht ein 
besonderes Bedürfnis für die 
Vereinbarung von Vertrags-
strafen, da der Arbeitgeber 
sonst keinerlei Druckmittel zur 
Verfügung hat, um den Arbeit-
nehmer zur Vertragstreue an-
zuhalten. Weder kann er den 
Arbeitslohn zurückbehalten 
noch den Arbeitnehmer im 
Wege der Zwangsvollstreckung 
zur Arbeitsleistung zwingen. 
Folglich spielt die Vertragsstra-
fe im Arbeitsrecht eine wichti-
ge Rolle, so dass entsprechende 
Klauseln wirksam sein kön-
nen, vorausgesetzt die Höhe 

der Vertragsstrafe ist nicht un-
angemessen hoch. 

Ebenfalls verbreitet – und in 
AGB eigentlich unzulässig – 
sind einseitige Bestimmungs-
rechte des Arbeitgebers. Dazu 
zählen etwa Versetzungsvorbe-
halte, welche es dem Arbeitge-
ber ermöglichen, dem Arbeit-

nehmer eine andere Tätigkeit 
zuzuweisen. Bei der Verwen-
dung solcher Klauseln sollten 
Arbeitgeber allerdings nicht 
nur unter AGB-Gesichtspunk-
ten überlegen, ob sie eine sol-
che Regelung in den Arbeits-
vertrag aufnehmen wollen. 
Werden später betriebsbeding-
te Kündigungen nötig, sind sie 
durch eine solche Regelung – 
wegen der erweiterten Weiter-
beschäftigungsmöglichkeiten 
– erschwert.  

Übrigens: Tarifverträge und 
Betriebsvereinbarungen unter-
liegen keiner Inhaltskontrolle, 
weil sie materielle Gesetze dar-
stellen und daher nicht vom 
Gesetzesrecht abweichen. An-
ders ist dies wiederum, wenn 
im Arbeitsvertrag auf einzelne 
Bestimmungen aus Tarifverträ-
gen oder Betriebsvereinbarun-
gen Bezug genommen wird. Sie 
werden dann regulär über-
prüft, so als ob sie vom Arbeit-
geber selbst stammten.  

 

Linn Preuß ist Praktikantin 
in der Kanzlei Greenfort in 
Frankfurt.

Im Alltag kommt man 
fast täglich mit Allgemei-
nen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) in Kontakt. 
Sei es beim Einkauf oder 
beim Abschluss eines 
Fernabsatzvertrags im 
Internet. Auch bei Ar-
beitsverträgen handelt 
es sich in den meisten 
Fällen um AGB. Sie un-
terliegen daher einer 
strengen Kontrolle durch 
die Arbeitsgerichte. Al-
lerdings sind im Arbeits-
recht bei der Überprü-
fung von AGB auf ihre 
Wirksamkeit hin Beson-
derheiten zu beachten.

Von LINN PREUß

ARBEITSVERTRÄGE bauen auf allgemeine Geschäftsbedingungen – das hat Risiken

Überraschende und unklare Klauseln fallen durch

RECHTSFRAGEN  
IM FIRMENALLTAG

Linn Preuß

In Zusammenarbeit mit der 
Wissenschaftlichen Gesell-
schaft für Management und 
Beratung (WGMB) hatte das 
„manager magazin“ die besten 
Wirtschaftsprüfer ermittelt.  

„Wir wollen für Übersicht-
lichkeit auf dem komplexen 
Markt sorgen“, sagt Sven O. 
Clausen, Chefredakteur des 
„manager magazins“. Deshalb 
sei das Gütesiegel „Deutsch-
lands beste Wirtschaftsprüfer“ 
ins Leben gerufen worden.  

Das Fachjournal prämiert für 
einen Zeitraum von zwei Jah-
ren Wirtschaftsprüfer, die sich 
auf die Fragen mittelständi-
scher Unternehmen speziali-
siert haben und die ihre Kun-
den mit Top-Leistungen über-
zeugt haben. 

Die Gesellschafter Michael 
Herber und Markus Niewelt 
nahmen in Frankfurt die Aus-

zeichnung entgegen. „Wir sind 
natürlich sehr stolz auf diese 
Auszeichnung“, sagt Markus 
Niewelt. Michael Herber fügt 

hinzu: „Kundenzufriedenheit 
ist uns besonders wichtig.“ 

Die HNW-Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft wurde im 

Jahr 2011 gegründet und ge-
hört zur HNW-Unterneh-
mensgruppe mit Schwerpunkt 
Steuerberatung, Wirtschafts-

prüfung und Rechtsberatung. 
Am Fuldaer Rosengarten sind 
insgesamt 60 Mitarbeitende 
beschäftigt. vn

Großer Erfolg für die 
Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft HNW Herber 
Niewelt Witzel GmbH. 
 Das Unternehmen mit 
Sitz am Fuldaer Rosen-
garten gehört zu 
„Deutschlands besten 
Wirtschaftsprüfern 2019 
im Bereich Mittelstand“.

HNW HERBER NIEWELT WITZEL von manager-magazin ausgezeichnet

Unter den besten Wirtschaftsprüfern

„Wir sind froh, dass sich erneut 
so viele Unternehmen an der 
Initiative beteiligt haben“, sagt 
Rüdiger Muth, Landesbeauf-
tragter des BVMW Hessen. „Ei-
ne in hohem Maße vertrauens-
volle und begeisternde Kultur 
der Zusammenarbeit stärkt je-

des einzelne Unternehmen 
und unseren gesamten Wirt-
schaftsstandort.“ Der BVMW 
Hessen ist Kooperationspart-
ner des Wettbewerbs „Beste Ar-
beitgeber in Hessen“ vom Insti-
tut „Great Place To Work“. 

In der Kategorie der großen 
Unternehmen mit mehr als 
500 Mitarbeitern erreichten 
AbbVie (Platz 1), Tegut (Platz 2) 
und die Robert Half GmbH das 
Podest. Das Fuldaer Unterneh-
men Tegut landete zuvor schon 
beim Deutschland-Wettbe-
werb auf Rang drei und hat bei 
der Hessen-Auszeichnung von 
„Great Place To Work“ und 
dem BVMW Hessen nun den 
zweiten Platz erreicht. Bianca 
Warlo, Bereichsleiterin Füh-

rungsberatung, und Betriebs-
ratsvorsitzender Günter Leder-
mann nahmen die Auszeich-
nung in Frankfurt entgegen. 
Warlo: „Wir freuen uns un-
glaublich, dass wir auf Platz 
zwei gelandet sind. Dieser Preis 
ist vor allem eine Auszeich-
nung, die von den eigenen Mit-
arbeitern kommt. Und das ist 
eine enorme Wertschätzung.“  

Günter Ledermann ergänz-
te: „Wir sind auf dem richtigen 
Weg. Der Preis ist für uns An-
sporn, Dinge weiterzuentwi-
ckeln und anzustoßen.“ Bianca 
Warlo bezeichnete die Preisver-
leihung als Ideenbörse: „Es war 
höchst interessant, was andere 
Unternehmen für ihre Mitar-
beitenden tun.“ vn

Das Institut „Great Place 
To Work“ hat mit dem 
BVMW Hessen (Bundes-
verband mittelständi-
sche Wirtschaft) die bes-
ten Arbeitgeber Hessens 
ausgezeichnet. Das Ful-
daer Unternehmen Tegut 
schaffte es in der Kate-
gorie der großen Unter-
nehmen auf Platz zwei.

TEGUT bei „Great Place to Work“ nun auch auf Landesebene erfolgreich

Bei Hessens großen Arbeitgebern auf Platz 2

Ehrende und Preisträger (von links): Professor Dr. Dietmar Fink (WGMB), Michael Herber, Markus Niewelt (beide HNW) und 
Sven O. Clausen (manager magazin). Foto: Bert Bostelmann/bildfolio

Rüdiger Muth (links) gratulierte den Tegut-Vertretern Bianca 
Warlo und Günter Ledermann. Foto: Nico Bensing


